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wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung sowie bei operativen 
Tätigkeiten, und mehr Frauen zu residierenden Koordinatorin-
nen und auf andere hochrangige Stellen zu ernennen; 

 8. legt dem Generalsekretär und den Leitern der Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen nahe, weiter ge-
meinsame Konzepte zu entwickeln, um Frauen an die Organisa-
tion zu binden, die interinstitutionelle Mobilität zu fördern und 
die Chancen für eine Laufbahnförderung zu verbessern; 

 9. ermutigt die Vereinten Nationen und die Mitgliedstaa-
ten, die Ergebnisse der Sondertagung der Generalversammlung 
"Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 
21. Jahrhundert", die die Verbesserung der Stellung der Frauen 
im System der Vereinten Nationen betreffen140, auch künftig 
umzusetzen; 

 10. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, 

 a) die Anstrengungen zu unterstützen, die die Vereinten 
Nationen und die Sonderorganisationen unternehmen, um die 
zahlenmäßige Gleichstellung von Männern und Frauen, insbe-
sondere auf den herausgehobenen und führenden Rangebenen, 
zu erreichen, indem sie regelmäßig mehr Bewerberinnen für 
Stellen im System der Vereinten Nationen namhaft machen und 
dafür vorstellen, indem sie einzelstaatliche Rekrutierungsquel-
len benennen und vorschlagen, die den Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen behilflich sein werden, geeignete 
Bewerberinnen, vor allem aus Entwicklungs- und Transforma-
tionsländern, namhaft zu machen, und indem sie mehr Frauen 
ermutigen, sich im Sekretariat, in den Sonderorganisationen, 
Fonds und Programmen sowie in den Regionalkommissionen 
um Stellen zu bewerben, namentlich in denjenigen Bereichen, 
in denen Frauen unterrepräsentiert sind, wie beispielsweise auf 
dem Gebiet der Friedenssicherung, der Friedenskonsolidierung 
und auf anderen nichttraditionellen Gebieten; 

 b) Bewerberinnen für die Verwendung bei Friedenssiche-
rungsmissionen namhaft zu machen und den Frauenanteil in 
Militär- und Zivilpolizeikontingenten zu erhöhen; 

 c) regelmäßig mehr Bewerberinnen für die Ernennung 
oder Wahl auf Positionen in zwischenstaatlichen, Sachverstän-
digen- und Vertragsorganen namhaft zu machen und dafür vor-
zustellen; 

 d) mehr Bewerberinnen für die Ernennung oder Wahl zu 
Richtern oder auf andere hohe Positionen an internationalen 
Gerichtshöfen namhaft zu machen und dafür vorzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Kommission für die 
Rechtsstellung der Frau auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung 
und der Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Ta-
gung über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu er-
statten und dabei auch aktuelle Statistiken über die Anzahl und 
den Prozentsatz von Frauen in allen Organisationseinheiten und 
in allen Besoldungsgruppen im gesamten System der Vereinten 
Nationen sowie über den anteilmäßig nach Geschlecht aufge-

schlüsselten natürlichen Personalabgang in allen Organisa-
tionseinheiten und in allen Rangstufen sowie über die Umset-
zung der Aktionspläne der Hauptabteilungen für die Verwirkli-
chung einer ausgewogenen Vertretung von Männern und Frau-
en vorzulegen. 

RESOLUTION 57/181 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/550, Ziffer 12)148. 

57/181. Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frau-
en, einschließlich der in dem Ergebnisdokument 
der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Gene-
ralversammlung "Frauen 2000: Gleichstellung, 
Entwicklung und Frieden für das 21. Jahr-
hundert" umschriebenen Verbrechen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Ziele und Grundsätze der Charta der 
Vereinten Nationen, in der unter anderem gefordert wird, eine 
internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um die Ach-
tung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle 
ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder 
der Religion zu fördern und zu festigen, 

 sowie unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte149, die Erklärung über die Beseitigung der  
Diskriminierung der Frau150, die Erklärung über die Beseiti-
gung der Gewalt gegen Frauen151, die Erklärung der Vereinten 
Nationen über die Beseitigung aller Formen der Rassendiskri-
minierung152, die Erklärung153 und die Aktionsplattform von 
Beijing154, die von der Vierten Weltfrauenkonferenz  verab-
 
148 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Argentinien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, 
Bosnien und Herzegowina, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, 
China, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Fidschi, Gam-
bia, Ghana, Guinea-Bissau, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), 
Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasach-
stan, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, 
Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, 
Mauritius, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nigeria, 
Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Philippinen, Republik Korea, 
Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Sin-
gapur, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabi-
sche Republik, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, 
Uganda, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Re-
publik Tansania und Vietnam. 
149 Resolution 217 A (III). 
150 Siehe Resolution 2263 (XXII). 
151 Siehe Resolution 48/104. 
152 Siehe Resolution 1904 (XVIII). 
153 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlage I. 
154 Ebd., Anlage II. 
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schiedet wurden, die Erklärung und das Aktionsprogramm von 
Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über Men-
schenrechte verabschiedet wurden155, und die Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen156, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 55/68 vom 
4. Dezember 2000, 

 in Bekräftigung der in der Charta verankerten Verpflichtung 
aller Staaten, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu för-
dern und zu schützen, sowie in Bekräftigung der Ver-
pflichtungen der Vertragsstaaten der internationalen Menschen-
rechtsübereinkünfte, insbesondere des Internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte157, des Internationalen 
Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte157, 
des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau158, des Internationalen Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 

159, des Übereinkommens über die Rechte des Kindes160, des 
Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe161 und 
der Internationalen Konvention zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen162, 

 sowie in Bekräftigung des Ergebnisdokuments der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 
2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 
21. Jahrhundert"163, 

 ferner in Bekräftigung der Forderung, die Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zu beseitigen, insbesondere alle Formen 
der gewerbsmäßigen sexuellen Ausbeutung und der wirt-
schaftlichen Ausbeutung, namentlich Frauen- und Kinderhan-
del, Tötung weiblicher Neugeborener, Verbrechen wegen ver-
letzter Ehre, Verbrechen aus Leidenschaft, rassisch motivierte 
Verbrechen, Entführung und Verkauf von Kindern, Gewalt und 
Tötung im Zusammenhang mit der Mitgift, Säureattacken und 
schädliche traditionelle Praktiken und Bräuche wie beispiels-
weise die Verstümmelung weiblicher Geschlechtsorgane, frühe 
Heirat und Zwangsheirat, 

 hervorhebend, wie wichtig die Ermächtigung der Frau als 
Instrument für die Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen 
Frauen ist, einschließlich der in dem Ergebnisdokument der 
dreiundzwanzigsten Sondertagung umschriebenen Verbrechen, 

 
155 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
156 Siehe Resolution 55/2. 
157 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
158 Resolution 34/180, Anlage. 
159 Resolution 2106 A (XX), Anlage. 
160 Resolution 44/25, Anlage. 
161 Resolution 39/46, Anlage. 
162 Resolution 45/158, Anlage. 
163 Resolution S-23/3, Anlage. 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs164; 

 2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über das Fortbestehen 
verschiedener Formen von Gewalt und Verbrechen gegen Frau-
en in allen Teilen der Welt, insbesondere alle Formen der ge-
werbsmäßigen sexuellen Ausbeutung und der wirtschaftlichen 
Ausbeutung, namentlich Frauen- und Kinderhandel, Tötung 
weiblicher Neugeborener, Verbrechen wegen verletzter Ehre, 
Verbrechen aus Leidenschaft, rassisch motivierte Verbrechen, 
Entführung und Verkauf von Kindern, Gewalt und Tötung im 
Zusammenhang mit der Mitgift, Säureattacken und schädliche 
traditionelle Praktiken und Bräuche wie beispielsweise die Ver-
stümmelung weiblicher Geschlechtsorgane, frühe Heirat und 
Zwangsheirat; 

 3. betont, dass alle Formen der Gewalt gegen Frauen, 
einschließlich der in dem Ergebnisdokument der dreiundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung163 umschrie-
benen Verbrechen, Hindernisse für die Förderung und Ermäch-
tigung der Frau darstellen, und bekräftigt, dass Gewalt gegen 
Frauen gegen die Menschenrechte und Grundfreiheiten der 
Frau verstößt und ihre Wahrnehmung beeinträchtigt oder ver-
hindert; 

 4. betont außerdem, dass alle Formen der Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen aller Altersstufen als gesetzlich strafbare 
Handlungen behandelt werden müssen, einschließlich Gewalt, 
die auf irgendeiner Form der Diskriminierung beruht; 

 5. begrüßt die konkreten rechtlichen und umfassenden 
gesetzgeberischen Maßnahmen, die derzeit durchgeführt oder 
geprüft werden, insbesondere im Hinblick auf die verschie-
denen Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen; 

 6. begrüßt in diesem Zusammenhang außerdem die Ein-
leitung verschiedener Initiativen, Strategien und Aktionspläne, 
zu deren Zielen unter anderem Gewaltbekämpfung und 
-prävention, Förderung, Information, Gesetzgebung, Schutz 
und Wohlergehen der Frau, Bildung und Forschung, Stärkung 
der Wirtschaftskraft der Frau sowie die Achtsamkeit gegenüber 
den verschiedenen Formen der Gewalt gegen Frauen gehören; 

 7. bekräftigt, dass die Sensibilisierung und das Engage-
ment für die Verhütung und Bekämpfung der Gewalt gegen 
Frauen, einschließlich der in dem Ergebnisdokument der drei-
undzwanzigsten Sondertagung umschriebenen Verbrechen, zu-
genommen haben, begrüßt in diesem Zusammenhang die ver-
schiedenen rechtlichen, administrativen und sonstigen Maß-
nahmen, die von den Regierungen zu ihrer Verhütung und Be-
seitigung ergriffen wurden, und fordert, dass der weiteren Stär-
kung derartiger Maßnahmen hohe Priorität eingeräumt wird; 

 
164 A/57/171. 
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 8. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die 
Sensibilisierung und die Präventivmaßnahmen für die Beseiti-
gung aller Formen der Gewalt gegen Frauen, gleichgültig ob im 
öffentlichen oder im privaten Leben, zu verstärken, indem sie 
öffentliche Kampagnen anregen und unterstützen, um das Be-
wusstsein für die Unannehmbarkeit und für die sozialen Kosten 
der Gewalt gegen Frauen zu schärfen, unter anderem durch 
Aufklärungs- und Medienkampagnen in Zusammenarbeit mit 
Pädagogen, führenden Vertretern der Gemeinwesen sowie den 
elektronischen und den Printmedien; 

 9. bekundet ihre Anerkennung für die von nichtstaatli-
chen Organisationen, namentlich Frauen- und Gemeinwesenor-
ganisationen, sowie von Einzelpersonen geleistete Arbeit im 
Hinblick auf die Sensibilisierung für die wirtschaftlichen, so-
zialen und psychologischen Kosten aller Formen der Gewalt 
gegen Frauen, einschließlich der in dem Ergebnisdokument der 
dreiundzwanzigsten Sondertagung umschriebenen Verbrechen, 
und legt in dieser Hinsicht den Regierungen nahe, die nicht-
staatlichen Organisationen bei der Auseinandersetzung mit die-
ser Problematik auch weiterhin zu unterstützen; 

 10. fordert die Staaten auf, ihren Verpflichtungen aus den 
einschlägigen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte 
nachzukommen und die Aktionsplattform von Beijing154 sowie 
das Ergebnisdokument der dreiundzwanzigsten Sondertagung 
umzusetzen; 

 11. legt den Vertragsstaaten nahe, in ihre Berichte an den 
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau 
und an andere zuständige Vertragsorgane wo immer möglich 
nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten und Informationen 
über Maßnahmen aufzunehmen, die zur Beseitigung aller For-
men der Gewalt gegen Frauen, einschließlich der in dem Er-
gebnisdokument der dreiundzwanzigsten Sondertagung um-
schriebenen Verbrechen, ergriffen oder eingeleitet wurden; 

 12. fordert die zuständigen Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen nachdrücklich auf, im Rahmen ihres jeweili-
gen Mandats die Länder auf Antrag bei ihren Bemühungen um 
die Verhütung und Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen 
Frauen, einschließlich der in dem Ergebnisdokument der drei-
undzwanzigsten Sondertagung umschriebenen Verbrechen, zu 
unterstützen, und bekundet in dieser Hinsicht ihre Anerkennung 
für die Tätigkeiten des Bevölkerungsfonds der Vereinten Na-
tionen, des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen und des 
Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau sowie 
anderer einschlägiger Fonds und Programme, die auf die Ver-
hütung und Beseitigung der Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
gerichtet sind; 

 13. bittet die Sonderberichterstatterin der Menschen-
rechtskommission über Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen 
und deren Folgen, bei ihrer Arbeit und in ihren mandatsmäßi-
gen Berichten an die Menschenrechtskommission und die Ge-
neralversammlung allen Formen der Gewalt gegen Frauen, ein-

schließlich der in dem Ergebnisdokument der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung umschriebenen Verbrechen, auch 
künftig die gleiche Aufmerksamkeit zu widmen; 

 14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen umfassenden Be-
richt über diese Angelegenheit vorzulegen. 

RESOLUTION 57/182 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/550, Ziffer 12)165. 

57/182. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonfe-
renz und volle Umsetzung der Erklärung und der 
Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse 
der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 50/203 vom 22. De-
zember 1995, 51/69 vom 12. Dezember 1996, 52/100 vom 
12. Dezember 1997, 53/120 vom 9. Dezember 1998, 54/141 
vom 17. Dezember 1999, 55/71 vom 4. Dezember 2000 und 
56/132 vom 19. Dezember 2001, 

 sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse der dreiundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 2000: 
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahr-
hundert"166 und die vorgeschlagenen Maßnahmen und Initiati-
ven zur Überwindung der bestehenden Hindernisse und Her-
ausforderungen, 

 zutiefst davon überzeugt, dass die Erklärung und die Ak-
tionsplattform von Beijing167 und die Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung wichtige Beiträge zur Förderung der 
Frau in der ganzen Welt im Hinblick auf die Herbeiführung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen darstellen und dass sie 
von allen Staaten, dem System der Vereinten Nationen und an-
deren in Betracht kommenden Organisationen sowie von den 
nichtstaatlichen Organisationen in wirksame Maßnahmen um-
gesetzt werden müssen, 

 hervorhebend, wie wichtig ein fester, nachhaltiger politi-
scher Wille und ein entsprechendes Engagement auf nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene sind, um die vollinhaltli-
che und beschleunigte Umsetzung der Erklärung und der Ak-
tionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiund-
zwanzigsten Sondertagung zu erreichen, 
 
165 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
166 Resolution S-23/2 Anlage, und Resolution S-23/3, Anlage. 
167 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I 
und II. 




